
1 Zuständigkeit bei einer vermissten Person

Die Zuständigkeit bei einer Vermisstensuche und die damit verbundenen Maß-
nahmen sind in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich geregelt. In einigen
Bundesländern ist die Zuordnung deutlich reglementiert oder durch ein Gerichtsurteil
festgelegt worden, in anderen Ländern ist die Zuständigkeit nicht immer eindeutig
geregelt. Daher ist es zwingend notwendig, nicht nur Kenntnisse über die eigenen
Brandschutzgesetze zu haben, sondern sich mit den jeweiligen allgemeinen Ord-
nungsbehörden- und Polizeigesetzen sowie den relevanten Gerichtsurteilen zu
beschäftigen.

Grundsätzlich hat der Staat die Pflichtaufgabe das Recht auf Leben und kör-
perliche Unversehrtheit für jedermann zu garantieren (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG).
Daher gilt es, bei einem Vermisstenfall, wenn es um Gefahr für Leib und Leben (=
schwere Verletzungen drohen bis hin zum Tod) oder Gefahr in Verzug (= unmittel-
bares Bevorstehen eines Schadens, falls nicht sofort gehandelt wird) geht, schnellst-
möglich zu handeln.

Im Bereich der Vermisstensuche sind die einzelnen Brandschutzgesetze, Polizei-
und Ordnungsbehördengesetze sowie weitere wesentliche Gesetze relevant. Daher
treffen unter Umständen mehrere Behörden bei der nichtpolizeilichen Gefahren-
abwehrmit einem eigenen Zuständigkeitsbereich aufeinander. Eswürde das Ausmaß
dieses Buches sprengen, auf alle dieser (drei) genannten Gesetze für jedes Bundes-
land einzugehen. Vielmehr soll dieses Kapitel der Führungskraft oder dem Interes-
sierten Leser einen Einblick undAnreiz geben, die eigene Zuständigkeit zu prüfen und
zu durchleuchten. Auf vereinzelte Beispiele soll aber trotzdem hingewiesen werden.

1.1 Formen der Zuständigkeit

Es gibt verschiedene Formen der Zuständigkeit für eine Behörde. Sie werden in drei
Bereiche unterschieden:

1. sachliche Zuständigkeit
Die Feuerwehr ist in der Vermisstensuche nur dann sachlich zuständig,
wenn ihr durch ein Gesetz die Zuständigkeit zugewiesen wurde.

2. örtliche Zuständigkeit
Durch das Örtlichkeitsprinzip ist die Feuerwehr zuständig, in dem Bereich,
in dem die gesuchte Person vermisst wird. Dies bedeutet, dass der letzte
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bekannte oder vermutete Aufenthaltsort der vermissten Person als Zustän-
digkeitsbereich für die örtliche Feuerwehr gilt und somit nicht die
eigentliche Wohnadresse. Das schließt aber nicht aus, dass die Feuerwehr
an der Heimatadresse über den Vermisstensucheinsatz informiert werden
sollte. So kann es passieren, dass eine Reisegruppe aus einer entfernten
Stadt A zu Besuch in einer anderen Stadt B ist. Wird die gesuchte Person in
der Stadt B als vermisst gemeldet, kann die Stadt A nicht zuständig sein
und die passenden Maßnahmen durchführen.

3. instanzielle Zuständigkeit
Die instanzielle Zuständigkeit beschreibt nur die grundsätzliche Zuständig-
keit innerhalb einer Behörde. Üblicherweise wird bei einem dreistufigen
Verwaltungsaufbau zwischen der unteren, oberen und obersten Ver-
waltungsbehörde unterschieden.

Die Stadtverwaltung (Sitz der Ordnungsbehörde) kann beispielsweise auch Zustän-
digkeiten in der Vermisstensuche innerhalb ihres Aufbaus direkt an die Feuerwehr
weiterdelegieren. Insbesondere dann, wenn die Ordnungsbehörden nicht besetzt ist
(z. B. Wochenende), kann sie eine verantwortliche Person (z. B. Bürgermeister)
bestimmen, die die politische Gesamtverantwortung trägt sowie eine ernannte
Person (z. B. Kreisfeuerwehrinspektor), die für die operativ taktische Komponente
(z. B. Einsatzleitung der Feuerwehr) zuständig ist.

1.2 Originäre Aufgabe der Vermisstensuche in der
Ordnungsbehörde

Die Ordnungsbehörde (in Bayern: Sicherheitsbehörde), beispielsweise untergebracht
in den kreisfreien Städten oder Landkreisen, ist die unterste Verwaltungsebene und
bei denGemeinden angesiedelt. Im Bereich der allgemeinenGefahrenabwehr liegt in
den meisten Bundesländern eine Zuständigkeit bei den Ordnungsbehörden (Orts-
polizeibehörde) vor. Grundsätzlich obliegt also primär der Ordnungsbehörde die
Zuständigkeit bei einer allgemeinen Vermisstensuche, es sei denn die Polizei hat
ausdrücklich vom Gesetz eine Zuständigkeit zugewiesen bekommen.

Gibt es Parallelzuständigkeiten im Bereich der allgemeinen Gefahrenabwehr,
muss eine Zuständigkeitsabgrenzung vorgenommen werden. Durch solch eine
Zuordnung können Kompetenzgerangel und Doppelarbeiten vermieden werden.
Die Zuständigkeiten sind in den jeweiligen Polizeigesetzen (Zuständigkeitskatalog in
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den Polizeigesetzen) der Bundesländer geregelt. Hier erfolgt in den meisten Ländern
eine Trennung zwischen der Ordnungsbehörde und der Polizei. Somit hat also die
Ordnungsbehörde die Aufgabe, Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung abzuwehrenmit all ihren zur Verfügung stehendenMittel, einschließlich, wenn
nötig, der Gemeindezugehörigen Feuerwehr.

Beispiel RLP

»Die allgemeinen Ordnungsbehörden und die Polizei haben die Aufgabe, Gefahren
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren.«
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Aufgaben der allgemeinen Ordnungsbehörden und der Polizei –
Polizei- und Ordnungsbehördengesetz (POG) Rheinland-Pfalz

Die Polizei (Polizeivollzugsdienst) wird schließlich erst dann tätig, falls nicht anders
geregelt, wenn sie unmittelbar handeln muss, da Gefahr in Verzug droht oder ein
sofortiges Eingreifen nötig ist (Eilkompetenz). DesWeiterenmuss die Polizei handeln,
wenn aufgrund ihrer Beurteilung, die Abwehr der Gefahr (vermisste Person) durch
eine andere Behörde nichtmöglich ist oder zeitlich nicht rechtzeitigmöglich erscheint
(Insbesondere in ländlichen Gegenden ist nachts oder am Wochenende die Ord-
nungsbehörde nicht immer besetzt). Jedoch bleibt die Zuständigkeit (hier als Beispiel
bei einer Vermisstensuche) trotzdem bei der Ordnungsbehörde, obwohl die Polizei
handelt. Daher ist die Polizei verpflichtet, die Ordnungsbehörde über alle bedeut-
samen Vorgänge und Maßnahmen, die für die Vermisstensuche relevant sind, zu
unterrichten.

»Im Übrigen wird die Polizei tätig, soweit die Abwehr der Gefahr durch eine andere
Behörde nicht oder nicht rechtzeitig möglich erscheint. Sie unterrichtet die anderen
Behörden unverzüglich von allen Vorgängen, deren Kenntnis für die Aufgaben-
erfüllung dieser Behörden bedeutsam ist; die Befugnis zur Übermittlung personen-
bezogener Daten bleibt davon unberührt. Die zuständige Behörde kann die getrof-
fenen Maßnahmen aufheben oder abändern.«
§ 1 Abs. 6 Aufgaben der allgemeinen Ordnungsbehörden und der Polizei – Polizei-
und Ordnungsbehördengesetz (POG) Rheinland-Pfalz

In einem Artikel der Fachzeitschrift Brandhilfe Ausgabe 12/2011 bezieht sich Gerd
Gräff,Ministerialrat imMinisteriumdes Inneren und für Sport Rheinland-Pfalz, auf die
Zuständigkeit bei einer Vermisstensuche. Er führt an, dass nicht davon auszugehen
ist, die Polizei sei allein dazu in der Lage, eine Vermisstensuche durchzuführen. Der

1

13

1.2 Originäre Aufgabe der Vermisstensuche in der Ordnungsbehörde

©
 2

02
1 

W
. K

oh
lh

am
m

er
, S

tu
ttg

ar
t



Ordnungsbehörde sei zuzumuten, zur Gewährleistung der gefahrenabwehrenden
Maßnahmen auch alle ihreMöglichkeiten einzusetzen. Dazu gehöre auch der Einsatz
der Feuerwehr als Gemeindeeinrichtung, wenn schnelles Handeln geboten ist. Er ist
weiterführend der Meinung, dass je nach Situation, eine Suchaktion mit allen
verfügbaren Ressourcen der Gemeindeverwaltung und die damit verbundenen
kurzfristigen zahlreichen gemeindlichen Einsatzkräfte (z. B. der Feuerwehr einschließ-
lich der Rettungshundestaffeln) zur Suche eingesetzt werden können.

Denn bis die Polizei – ggf. mit Unterstützung durch die Bereitschaftspolizei oder
den Bundesgrenzschutz – genügend Kräfte für ein weiträumiges Absuchen eines
größeren Waldgebiets zusammenzieht, kann bereits viel Zeit vergangen sein. Auch
weist er auf die mögliche fehlende Ortskenntnis hin, wodurch die Einsatzkräfte unter
Umständen erst noch eingewiesen werdenmüssten. Eine zu lange Vorlaufzeit kann –

insbesondere bei verirrten Kindern oder verwirrten Personen – zu einer erheblichen
Gesundheits- oder Lebensgefahr führen. Gräff schreibt in seinem Artikel, dass die
Feuerwehren flächendeckend und relativ kurzfristig größere, gut organisierte Ein-
heiten einsetzen können. So sei beispielsweise für das Absuchen eines Waldgebietes
nach einer vermissten Person, in der innerhalb kurzer Zeit zahlreiche Kräfte benötigt
werden, die Feuerwehr in der Regel schneller als die Polizei dazu in der Lage.

1.3 Mögliche originäre Zuständigkeit der Feuerwehr in
der Vermisstensuche

Die öffentliche Feuerwehr ist eine kommunale Einrichtung, ist genauso wie die
Ordnungsbehörde in den Gemeinden angesiedelt und handelt nach den einzelnen
Brandschutzgesetzen der jeweiligen Länder. Die Feuerwehr ist allgemein für die
Gefahrenabwehr zuständig, wenn eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit besteht
und diese mit den taktischen Einheiten (Mannschaft und Einsatzmittel) abgewehrt
werden kann. Dies bedeutet, dass ohne das Eingreifen der Feuerwehr, nach einer
unbestimmten Zeit, ein Schaden für die öffentliche Sicherheit und der Ordnung
entstehen könnte. Dabei braucht die eigentliche Gefahr erstmal nicht sicher bzw.
bestätigt zu sein. Auf Grundlage von wissenschaftlichen Erkenntnissen oder Erfah-
rungswerten genügt die Annahme, dass eine Gefahr vorhanden ist, für das Handeln
der Feuerwehr. Anschließend kommt es ganz auf die Erkundungsergebnisse des
Einsatzleiters an, ob in seinen Augen eine Gefahr besteht und ein Schaden eintreten
könnte. Die Voraussetzung dafür ist möglicherweise gegeben, wenn es bei einem
Vermisstensucheinsatz zur Abwehr von Gesundheits- oder Lebensgefahr und/oder in
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kurzer Zeit gehandelt werden muss. Dabei kann es zu einer Parallelzuständigkeit
sowohl zwischen den Ordnungsbehörden, Polizei- und den einzelnen Brandschutz-
gesetzen der jeweiligen Bundesländer kommen.

Beispiel RLP
Die Feuerwehr wird bei einem Vermisstensucheinsatz tätig, bei dem unmittelbar
gehandelt werden muss, da Gefahr in Verzug und Gefahr für Leib und Leben besteht
hierbei im Rahmen der allgemeinen Hilfe nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 Landes- und Brand-
schutzgesetz Rheinland-Pfalz in Verbindung mit § 8 Abs. 2,3 LBKG RLP.

»§ 1 Zweck und Anwendungsbereich
(1) Zweck dieses Gesetzes ist die Gewährleistung vorbeugender und abwehrender
Maßnahmen […]
2. gegen andere Gefahren (allgemeine Hilfe) […]

§ 8 Mitwirkung und Aufgaben der Feuerwehren […]
(2) Die Feuerwehren haben nach pflichtgemäßem Ermessen die erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, um Brandgefahren oder andere Gefahren abzuwehren.
(3) Die Feuerwehren sollen im Rahmen ihrer Möglichkeiten auch außerhalb der
Gefahrenabwehr bei anderen Ereignissen Hilfe leisten.«

Bevor sich die Frage der eigenen Zuständigkeit in der Vermisstensuche für die
Feuerwehr stellt, sollte grundsätzlich geklärt werden, wann für die Feuerwehr eine
Person als vermisst gilt.

Merke:

Eine Person gilt im Sinne der Feuerwehr als vermisst, wenn sie sich nicht mehr im
gewohnten Umfeld aufhält, eine physische und/oder psychische Erkrankung vor-
liegt und eine »Hilflose Lage« vermutet werden kann oder eine Gefahr für Leib und
Leben und somit Gefahr in Verzug vorliegt.

Denkbare Einsätze für die Feuerwehr mit eigenem Zuständigkeitsbereich wären zum
Beispiel:

j verwirrte oder demente Personen, die aufgrund ihrer Erkrankung als
hilflos gelten,

j Personen, die gesundheitlich beeinträchtigt sind (z. B. Diabetes mellitus)
und ggf. Medikamente benötigen,
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j ältere Personen, die aufgrund der Wettersituation (z. B. Kälte, Schneefall)
und/oder Erschöpfung Hilfe brauchen,

j Kinder, die sich verlaufen haben, orientierungslos im Gelände umherirren
und ohne schnelles Handeln gesundheitliche Probleme erleiden können
(z. B. schnelles Auskühlen aufgrund der anatomischen Begebenheiten).
Bei vermisst gemeldeten Personen unter 18 Jahren (Minderjährige), die ihr
gewohntes Umfeld verlassen haben und deren momentaner Aufenthalts-
ort den Sorgeberichtigten (i. d. R. die Eltern) unbekannt ist, muss grund-
sätzlich von einer Gefahr für das Leben und die körperliche Unversehrtheit
ausgegangen werden. Laut Gesetz (§ 1631 Abs. 1 BGB) dürfen sie ihren
Aufenthaltsort nicht selbst bestimmen,

j Personen, die in einen Fluss gestürzt sind und durch schnelles Eingreifen
der Feuerwehr oder anderen Hilfsorganisationen (z. B. Deutschen Lebens-
Rettungs-Gesellschaft) möglicherweise noch gerettet werden können,

j geistig oder körperlich benachteiligte Menschen, die eine kontinuierliche
Versorgung für ihre Gesundheit benötigen.

Das POGRLPmit Kommentar von Roos/Lenz beschreibt die Aufgaben und Befugnisse
der Feuerwehr in ihrem Buch auf Seite 29 wie folgt:

»Die Feuerwehr kann überhaupt nur nach den Aufgaben und Befugnissen des LBKG
tätig werden, wonach § 8 Abs. 2 LBKG die Aufgaben für sie beschreibt. Danach
beschränkt sich die Feuerwehr auf die Abwehr von Brandgefahren, anderen Ge-
fahren und den Katastrophenschutz. Außerdem soll sie außerhalb der Brandgefahr
bei anderen Ereignissen Hilfe leisten.
Beispiel:
Eine ältere, geistig verwirrte Person wird in einem Altenheim vermisst, in dem sie
untergebracht ist. Nach ihr soll in einem benachbarten Wald gesucht werden. Die
zuständige Ordnungsbehörde ist der Ansicht, hierfür sei allein die Polizei zuständig
und alarmiert die Feuerwehr erst nach Zusage der Kostenübernahme durch die
Polizei.
Eine Suchaktion nach einer vermissten Person, für die Lebensgefahr besteht, ist aber
eine Aufgabe im Rahmen der allgemeinen Hilfeleistung nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 LBKG.
Gewährleistung von Maßnahmen bedeutet eigene tätige Hilfe und nicht nur Ver-
anlassung von Hilfsmaßnahmen. Zur Erfüllung dieser Aufgabe können die Gemein-
den die Feuerwehren und bei Bedarf auch andere Hilfsorganisationen einsetzen. Zu
diesem Zweck werden u. a. auch die Rettungshundestaffeln der Feuerwehr bereit-
gehalten.«
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Des Weiteren beschreibt das POG RLP mit Kommentar von Rühle/Suhr auf Seite 26,
dass die Gemeinden und Landkreise nach § 1 Abs. 1 LBKG nicht nur Aufgabenträger
(§ 2 LBKG) für die Abwehr von Brandgefahren, sondern auch für andere Gefahren
(allgemeine Hilfe) und Gefahren größeren Umfangs (Katastrophen) zuständig sind.
Diese Darstellung ist aber nicht korrekt, da die Gemeinden lediglich für den Brand-
schutz und die allgemeine Hilfe zuständig sind und der Landkreis (mehrere Verbands-
gemeinden) für den überörtlichen Brandschutz und die überörtliche allgemeine Hilfe.
Der Aufgabenträger beim Katastrophenschutz sind neben den Landkreisen auch die
kreisfreien Städte. Jedoch spielt der Katastrophenschutz für den Vermisstenfall keine
Rolle. Die Ausweitung eines Vermisstensucheinsatzes umfasst in der Regel einen
Einsatzraum von höchstens mehreren Gemeinden. Rühle und Suhr beschreiben den
Beginn der originären Zuständigkeit der Feuerwehr somit folgendermaßen: Sobald
ein Brand ausgebrochen, eine Katastrophe eingetreten, Gefahren für des Einzelnen
oder der Allgemeinheit für Leben sowie Gesundheit oder eine vergleichbare Gefahr
entstanden ist, die eine unmittelbare Hilfe für die Betroffenen erfordert. Deshalb
handelt es sich bei »anderen Gefahren« (also allgemeine Hilfe) i. S. d. § 1 Abs. 1 Nr. 2
nur um solche, die wie bereits im vorigen Absatz aufgezählt und vergleichbar sind
und für die andererseits die Feuerwehr die speziellere Ausbildung und Ausrüstung
besitzt, »wie z. B. die Suche nach vermissten Personen (Kinder, die sich im Wald
verlaufen haben)« (Rühle/Suhr, 2012, S. 26). Ab dann haben, laut dem Kommentar
des POG RLP, die Institutionen auch die Gesamtleitung über die Art und Weise, wie
die Gefahren bekämpft werden.

1.4 Zuständigkeit der Feuerwehr aufgrund ihrer
technischen Einsatzmittel

Eine weitere Zuständigkeit für die Feuerwehr kann vorliegen, wenn die allgemeine
Ordnungsbehörde oder die Polizei technisch nicht in der Lage ist, die Gefahr
abzuwehren. Die Vielzahl von unterschiedlichen technischen Einsatzmitteln in Ver-
bindung mit den geschulten Einsatzkräften ermöglicht der Feuerwehr, ein breites
Spektrum an Einsatzszenarien abwickeln zu können. Ob eine eigene Zuständigkeit
der Feuerwehren vorliegt oder die Polizei über die allgemeine Ordnungsbehörde ein
Amtshilfeersuchen stellen muss, ist in einigen Fällen nicht klar abzugrenzen. Ein
konkretes Beispiel einer technischen Überlegenheit der Feuerwehr könnte eine
abgestürzte vermisste Person an einem Felsabgrund sein (auch wenn diese ver-
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storben ist). Hier hat die Feuerwehr die Möglichkeit ihre Höhenretter mit ihren
Einsatzmitteln einzusetzen.

Bild 1: Höhen-
retter mit
Rettungshund

Abschließend wird auch hier auf den Artikel in der Zeitschrift Brandhilfe Ausgabe 12/
2011 von Herr Gerd Gräff Ministerialrat im Ministerium des Inneren und für Sport
Rheinland-Pfalz verwiesen. Dieser könnte auch für andere Bundesländer interessant
sein. Dort wird erwähnt, dass die »allgemeine Hilfe« ausdrücklich Aufgabe der
Gemeinde nach dem Landesgesetz ist und somit im Gegensatz zum Technischen
Hilfswerk (oder der Bundeswehr) keine Amtshilfe ist. So käme es bei der allgemeinen
Hilfe für eine eigene Zuständigkeit der Feuerwehr nur darauf an, ob die Gefahren-
abwehr durch andere Rechtsvorschriften gewährleistet ist oder ein Einsatz der
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Feuerwehr – nicht nur wegen ihrer technischen Möglichkeiten, sondern auch
aufgrund ihrer Organisation, Funkausrüstung usw. – geeignet ist, die konkrete
Gefahr für Leben und Gesundheit von Menschen abzuwehren.

Dies wäre für Gräff beispielsweise beim Absuchen eines bestimmten Gebietes
nach Vermissten in der Regel gegeben (z. B. Kinder, ältere oder verwirrte Personen,
die sich verlaufen haben). Laut Gräff ist in Ausnahmefällen auch eine Parallel-
zuständigkeit von Polizei und Feuerwehr vereinbar, um schnelle und wirksame Hilfe
zu leisten. So nehme der Gesetzgeber derartige Parallelzuständigkeiten zur Gewähr-
leistung einer wirksamen Gefahrenabwehr bewusst in Kauf. Bei einer originären
Zuständigkeit für die Feuerwehr werden Tätigkeiten anderer Behörden nicht berührt.
Diese können aber ebenfalls Maßnahmen ergreifen, ohne in die originäre Aufgabe
der Feuerwehr einzugreifen.

1.5 Zuständigkeit bei suizidgefährdeten Personen

Bei suizidgefährdeten Personen scheint die allgemeine Rechtslage nicht ganz ein-
deutig zu sein. So wird ein Selbstmordversuch entweder zwischen einer Störung der
öffentlichen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung unterschieden. Ein Eingreifen
seitens Polizei oder anderer Ordnungsbehörden wird spätestens notwendig, wenn
weitere Personen (bspw. wenn der Vermisste ein Messer bei sich trägt, um damit
nicht nur sich, sondern auch andere in Gefahr zu bringen) gefährdet werden. Hier
liegt eine Gefahr der öffentlichen Sicherheit vor. Zudem kann die suizidgefährdete
Person ggf. auch (z. B. aufgrund psychischer Probleme oder unter Drogeneinfluss) die
Auswirkungen ihres Handelns nicht richtig einschätzen. In diesem Fall befindet sich
die Person in einer hilflosen Lage, sodass auch hier die Polizei oder die Ordnungs-
behörde einschreiten muss.
Wenn der Suizidversuch nach außen in Erscheinung tritt und sich somit die Person für
die Allgemeinheit sichtbar in eine Situation begibt, die zu ihrem Tod führen kann, ist
dies ein Verstoß gegen die Ordnung des öffentlichen Interesses. Durch einen
öffentlichen Suizidversuch (beispielsweise Aufhängen imWald an einemSpazierweg)
sind also die Polizei und – im Rahmen ihrer Möglichkeiten – auch die allgemeinen
Ordnungsbehörden zum Einschreiten verpflichtet. Es liegt eine Störung der öffent-
lichen Ordnung vor (Kommentar LBKG). Der Kommentar des LBKG von Gerd Gräff
führt zu der Frage der Zuständigkeit folgendes an:
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»Zuständige Behörden für die Einleitung und Durchführung des Unterbringungs-
verfahrens ist nach § 13 Abs. 1 Satz 1 PsychKG die Kreisverwaltung, in kreisfreien
Städten die Stadtverwaltung. Wenn die allgemeine Ordnungsbehörde oder die
Polizei im Zusammenhang mit dem Einschreiten bei einem Selbstmordversuch
Anhaltspunkte für ein selbst- oder fremdgefährdendes krankheitsbedingtes Ver-
halten feststellt, benachrichtigt sie unverzüglich die zuständige Unterbringungs-
behörde. Soweit Zuständigkeiten der allgemeinen Ordnungsbehörden, der Polizei
oder anderer Behörden gegeben sind und durch deren Maßnahmen die Abwehr der
Gefahren gewährleistet ist, besteht keine Zuständigkeit der Feuerwehr nach dem
LBKG. Die Feuerwehr kann in diesen Fällen nicht in die Aufgabenbereiche anderer
Behörden eingreifen.
Die Feuerwehr leistet bei Bedarf Amtshilfe, beispielsweise wenn der Einsatz tech-
nischer Geräte – etwa eine Drehleiter oder eines Sprungretters – erforderlich ist.«

Hier wird demnach die Feuerwehr in erster Linie unterstützend (Amtshilfe) ange-
fordert, wenn die technische Ausrüstung der primär zuständigen Behörden (all-
gemeine Ordnungsbehörde, Polizei etc.) nicht ausreicht, um den Einsatz nach
Möglichkeit ohne Gefährdung weiterer Zivilpersonen und Einsatzkräfte durchzufüh-
ren.

1.6 Keine Zuständigkeit der Feuerwehr

Grundsätzlich sind Gefahren, die von einem Verhalten einer Person ausgehen (z. B.
Suizidversuch mit der Annahme nicht nur einer Eigen-, sondern auch Fremdgefähr-
dung durch Mitnahme einer Waffe etc.) Teil der polizeilichen Gefahrenabwehr und
somit ein Aufgabenbereich der Polizei. Ausnahme hierbei kann aber das unmittelbare
Eingreifen durch die Feuerwehr bei Personen sein, die aufgrund ihres psychischen
Zustandes ein selbstgefährdetes Verhalten vorweisen. Ein denkbarer Einsatz wäre die
vermisste Person, die beim Auffinden ihre suizidalen Absichten durchführen will
(beispielsweise drohender Sprung von einer Brücke). Hier kann und muss die
Feuerwehr, wenn es der Eigenschutz zulässt, eingreifen.

Nicht möglich ist dies bei der polizeilichen Gefahrenabwehr. Bei der Verfolgung
von Straftäternmuss davon ausgegangenwerden, dass der Vermisste sichmit Gewalt
zu Wehr setzen wird. Dies bedeutet eine zu große Gefahr für die Einsatzkräfte der
Feuerwehr, die für einen solchen Rahmenweder die Ausrüstung noch die Ausbildung
besitzen.
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